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Unsere Untersuchung soll auf drei Fragen antworten: Welche Gründe haben die Herausforderungen, die sich aus den Menschenrechten für die Muslime ergeben, in welchen Bereichen stellen sich diese Herausforderungen und wie lassen sich diese Herausforderungen bewältigen.

1. Gründe für die Herausforderungen: eine unterschiedliche Gesetzesauffassung

Die Menschenrechte stellen Herausforderungen Rh- die Muslime aufgrund ihrer Gesetzesauffassung dar. Sie teilen diese Auffassung mit den Juden, doch sie unterscheidet sich von jener der Christen. Prüfen wir diese drei Auffassungen in chronologischer Ordnung.

1.1 Jüdische Auffassung
In der Bibel ist zu lesen:

Alles, was ich euch anbefehle, sollt ihr gewissenhaft tun, ohne etwas hinzuzufügen oder wegzulassen. (Dtn 13,1)

Was aber offenbar geworden ist, gilt uns und unseren Kindern immerdar, auf dass wir alle Worte dieses Gesetzes befolgen. (Dtn 29,28)

Dies ist eine für alle Zeiten von Geschlecht zu Geschlecht in allen euren Wohnungen geltende Vorschrift. (Lev 23,14)

Maimonides (gest. 1204), der größte jüdische Theologe und Philosoph, beruft sich auf diese Verse, wenn er schreibt: „Es ist eine im Gesetz klar ausgedrückte Vorstellung, dass dieses in alle Ewigkeit eine immerwährende Pflicht bleibt, ohne irgendwelchen Veränderungen, Weglassungen oder Ergänzungen unterworfen zu sein.“ Wer das Gegenteil behaupten sollte, müsste Maimonides zufolge „durch Erdrosselung getötet werden“. Diese Strafe ist auch für denjenigen vorgesehen, der „irgendein Gebot abschafft, das wir durch mündliche Überlieferung erhalten haben“, sowie für denjenigen, der hierfür eine Auslegung gibt, die sich von der traditionellen Auslegung unterscheidet, selbst wenn er ein Zeichen vorweist, mit dem er bestätigt, dass er ein von Gott gesandter Prophet ist.

1.2 Christliche Auffassung

Im Gegensatz zu Moses und Muhammad bat Jesus kein staatliches Amt ausgeübt. Er war ein Moralist und kein Rechtsgelehrter. Hierin ähnelt er Muhammad vor dessen Aufbruch aus Mekka im Jahre 622.

Als die Schriftgelehrten und die Pharisäer eine Frau zu ihm brachten, die man auf frischer Tat beim Ehebruch ertappt hatte, und ihn fragten, was er von der Anwendung der im Gesetz Mose vorgesehenen Strafe der Steinigung denke,
 antwortete er: „Wer von euch ohne Sünde ist, werfe als erster einen Stein auf sie.“ Und da alle weggingen, ohne es zu wagen, einen Stein zu werfen, sagte er zu der Frau: „Auch ich verurteile dich nicht. Geh und sündige von jetzt an nicht mehr“ (Joh 8,4-11). In einem anderen Fall sagte jemand zu Jesus: „Meister, sage meinem Bruder, er soll das Erbe mit mir teilen.“ Jesus antwortete: „Mensch, wer bat mich zum Richter oder Erbteiler über euch bestellt?“ Und für die ihm zuhörende Menge setzte er hinzu: „Habet acht und hütet euch vor aller Habsucht: Denn auch mitten im Überfluss ist das Leben eines Menschen nicht durch seine Güter gesichert“ (Lk 12,13-15). Bezeichnend wirkt seine Aufhebung des Widervergeltungsrechts.
 Man wird auch an seinen berühmten Satz erinnern, mit dem man die Trennung zwischen Religion und Staat begründet: „So gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist“ (Mt 22,21).

Da es an einer ausreichenden Zahl von Rechtsvorschriften in den Evangelien und den Schriften der Apostel fehlt, griffen die Christen auf das römische Recht zurück. Der Rechtsgelehrte Gaius (gest. um 180) definiert das Gesetz als das, „was das Volk befiehlt und anordnet“. (Lex est quod populus iubet algue constituit.)
 Das moderne demokratische System beruht auf dieser Gesetzesauffassung.
1.3 Islamische Auffassung

Die Botschaft Muhammads bedeutet eine Rückkehr zur biblischen Gesetzesauffassung, der er zahlreiche Vorschriften entnimmt.
 Die islamischen Rechtsgelehrten benutzen den Begriff „Gesetzgeber“, um ausschließlich Gott zu bezeichnen, den einzigen, der in der Lage sei, Gesetze aufzustellen.

Diese Auffassung wird vom Koran bestimmt, in dem es heißt:

Ihr Gläubigen! Gehorchet Gott und dem Gesandten und denen unter euch, die zu befehlen haben! Und wenn ihr über eine Sache streitet, dann bringt sie vor Gott und den Gesandten, wenn ihr an Gott und den Jüngsten Tag glaubt! So ist es am besten und nimmt am ehesten einen guten Ausgang. (4,59; siehe auch: 6,57; [Übersetzung – wenn nicht anders angegeben –nach Rudi Paret].)

Dem Koran zufolge entscheidet Gott, was erlaubt und unerlaubt ist:

Und sagt nicht hinsichtlich dessen, worüber eure Zunge eine lügnerische Aussage macht, ,dies ist erlaubt, und dies ist verboten', um gegen Gott eine Lüge auszuhecken! (16,116; siehe auch: 5,87-88; 19,59.)

Diese Gesetzesauffassung wird in der Haltung veranschaulicht, die Muhammad gegenüber dem Fall eines Ehebruchs einnimmt, ähnlich jenem, mit dem sich Jesus auseinander setzen musste. Vor Muhammad brachte man einen Mann und eine Frau, die Juden waren und einen Ehebruch begangen hatten. Er erkundigte sich nach der in der Bibel vorgesehenen Strafe. Die Juden antworteten, die Bibel sehe die Steinigung vor
 und ihre Gemeinschaft habe beschlossen, diese Vorschrift zu verändern, weil man sie nur auf die Armen anwendete. Die Gemeinschaft hatte entschieden, diese Strafe zu ersetzen und stattdessen das Gesicht der Schuldigen mit Kohle zu schwärzen, sie unabhängig von ihrem sozialen Status in einer Prozession herumzuführen und auszupeitschen. Muhammad lehnte diese Änderung ab, weil er meinte, dass es seine Pflicht sei, die Vorschrift Gottes wiederherzustellen. Nun trug er den Vers vor: „Diejenigen, die nicht nach dem entscheiden, was Gott (als Offenbarungsschrift) herabgesandt hat, Sind die (wahren) Frevler.“ (5,47)

Aus dieser islamischen Gesetzesauffassung ergibt sich, dass der Begriff der Volkssouveränität, der Schlüsselbegriff jeder Demokratie, bei den Muslimen fehlt. Der Staat hat ihnen zufolge die Aufgabe, das islamische Recht anzuwenden, dessen Befolgung von Gott angeordnet wurde. Er darf dieses Recht nicht aufheben, denn da es offenbart wurde, kann es nur durch eine Offenbarung aufgehoben werden.
 Der Staat darf lediglich in den Bereichen eingreifen, die nicht vom islamischen Recht geregelt sind, oder um sich für eine bestimmte Interpretation zu entscheiden, falls die religiöse Vorschrift doppelsinnig ist. Selbst wenn viele islamische Linder das islamische Recht teilweise oder vollständig aufgegeben haben, konnten sie es nicht aufheben. Das islamische Recht wird lediglich zurückgestellt, was die ständige Gefahr mit sich bringt, dass es wieder auflebt.

Der Jude Maimonides befürwortet, denjenigen zu töten, der die Anwendung des jüdischen religiösen Gesetzes ablehnt. Acht Jahrhunderte später befürwortet Scheik Muhammad Mitwalli Al-Sha'rawi (gest. 1998), sein Landsmann, eine führende religiöse und politische Persönlichkeit Ägyptens, dieselbe Strafe gegen denjenigen, der die Anwendung des islamischen Gesetzes ablehnt. Er erklärt, die Offenbarung habe die gegensätzlichen Meinungen unterliegenden Fragen entschieden und so den Menschen von der Mühe befreit, sie durch Erörterungen oder anstrengende wiederholte Erfahrungen zu lösen. Der Muslim brauche nicht außerhalb des Islam nach Lösungen für seine Probleme zu suchen, denn der Islam biete ewige und absolut gültige Lösungen an.
 Er fügt hinzu:

Wenn ich für dieses Land verantwortlich oder derjenige wäre, der den Auftrag hätte, Gottes Gesetz anzuwenden, so würde ich dem, der den Islam ablehnt, eine einjährige Frist setzen und ihm das Recht einräumen, zu erklären, dass er kein Moslem mehr sei. Danach würde ich ihn von der Anwendung des islamischen Rechts befreien und als Apostaten zum Tode verurteilen.

Und das ist keine bloße Theorie. Islamische Denker haben ihren Widerstand gegen die Anwendung des islamischen Rechts mit dem Leben bezahlt,
 andere mussten aus ihrer Heimat fliehen,
 und wieder andere leben aus Angst vor Mordanschlägen von der Außenwelt isoliert
 oder verheimlichen ihre wahren Ansichten.
1.4 Auswirkungen dieser Auffassungen auf die Menschenrechte

Der Unterschied zwischen der westlichen und der islamischen Gesetzesauffassung widerspiegelt sich im System der Menschenrechte. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und die übrigen internationalen, hauptsächlich westlich inspirierten Dokumente enthalten keine Erwähnung Gottes. Die Versuche, einen Gottesbezug in diesen Dokumenten zu erreichen, sind fehlgeschlagen. Das gilt nicht für die islamischen Erklärungen zu den Menschenrechten.
 So etwa versichert die 1981 vom Islamischen Rat (der seinen Sitz in London hat) verkündete Erklärung mehrmals, dass die Menschenrechte auf göttlichem Willen beruhen. Der erste Abschnitt der Präambel stellt fest: „Seit vierzehn Jahrhunderten hat der Islam durch göttliches Gesetz die Menschenrechte in ihrer Gesamtheit sowie in ihren Implikationen definiert.“ In den Begründungen dieser Präambel heißt es weiter:

Gestützt auf unseren Glauben daran, dass Gott der höchste Herr aller Dinge in diesem unmittelbaren Leben wie im letzten Leben ist [...].

Gestützt auf unsere Überzeugung, dass der menschliche Verstand unfähig ist, den besten Weg vorzubereiten, um den Dienst am Leben zu gewährleisten, ohne dass ihn Gott leitet und ihm die Offenbarung sichert:

Verkünden wir Muslime [...] diese im Namen des Islam abgegebene Erklärung der Menschenrechte, wie man sie aus dem hochedlen Koran und der überaus reinen Prophetentradition (Sunna) ableiten kann.

Aus diesem Grund erscheinen diese Rechte als ewige Rechte, die keine Beseitigung oder Berichtigung, Aufhebung oder Annullierung zulassen können. Diese Rechte wurden vom Schöpfer festgelegt – ihm sei Lob! –, und kein menschliches Geschöpf, wer es auch sei, hat das Recht, sie für ungültig zu erklären oder anzugreifen.

2. Bereiche der Herausforderungen

Das islamische Recht erfasst alle Lebensaspekte vom Lebensanfang bis zum Tod, einschließlich der Beziehungen zwischen den Individuen und ihrer Beziehungen zum Staat. Es regelt auch die Beziehungen zwischen den Staaten in Friedens- und Kriegszeiten.

In dieser Hinsicht wird man darauf hinweisen, dass die Gesetze zum Gebietsrecht gehören können, also an ein bestimmtes Land gebunden sind. So etwa wird ein Engländer in seiner Heimat links fahren, doch wenn er in der Schweiz eintrifft, muss er rechts fahren. Unseres Wissens ist kein Fall bekannt geworden, dass jemand so etwas abgelehnt hätte. Andere Gesetze haben einen persönlichen Charakter. Dies gilt für das islamische Gesetz. Da es mit dem Glauben verbunden ist, wandert es mit seinen Anhängern und wirft Probleme auf, wenn es in Widerspruch zu einem Gebietsgesetz gerät. Man kennt ja das Problem, das sich mit dem französischen Gesetz vom 15. März 2004 stellt: Es bezieht sich auf das Tragen von Zeichen oder Kleidungsstücken in den öffentlichen Schulen, Realschulen und Gymnasien, durch die man eine religiöse Zugehörigkeit sichtbar zum Ausdruck bringt.
 Das hat sowohl in Frankreich als auch in den islamischen Ländern zu Reaktionen geführt.
 Das Problem des Schleiers stellt sich praktisch auf gleiche Weise sowohl in Ägypten und der Türkei als auch in Frankreich und der Schweiz.

Wir beschränken uns hier auf fünf Bereiche, bei denen es zu Verletzungen der Menschenrechte kommt: Religionsfreiheit, Ungleichheit zwischen Mann und Frau, Ungleichheit zwischen Muslimen und Nichtmuslimen, die Härte der islamischen Vorschriften und schließlich die Sklaverei.

2.1 Religionsfreiheit

Ich beschränke mich hier auf das Wesentliche und verweise den Leser auf andere Texte.
 Der Koran erklärt: „In der Religion gibt es keinen Zwang“ (2,256). Obwohl der Koran keine bestimmte Strafe gegen den festlegt, der seine Religion wechselt, sehen islamische Rechtsgelehrte, einschließlich jener unserer Zeit, die Todesstrafe für den vor, der sich vom Islam abwendet. Sie berufen sich dabei auf einige Koranverse,
 die sie auf ihre Weise interpretieren, doch vor allem auf einen Ausspruch Muhammads: „Wer seine Religion wechselt, den tötet!“
 Diese Strafe wird im mauretanischen Strafgesetzbuch von 1984 (Artikel 306) und im sudanesischen Strafgesetzbuch von 1991 (Artikel 126) aufgeführt. Saudi-Arabien hat kein Strafgesetzbuch und wendet in diesem Bereich das klassische islamische Recht an. Ob diese Strafe nun aber vorgesehen ist oder nicht, dem Apostaten droht stets die Gefahr, dass er von seiner Familie und seinen Angehörigen getötet wird, und auf jeden Fall ist man der Ansicht, dass er den bürgerlichen Tod erlitten hat. Daher kann er nicht heiraten, und wenn er verheiratet ist, trennt man ihn von seiner Frau und seinen Kindern. Er ist nicht erbberechtigt, Und sein Vermögen geht allein auf seine islamischen Erben über.

Während der Austritt aus dem Islam verboten ist, wird der Eintritt in den Islam gefördert. Dies widerspricht der Haltung anderer Religionen, wie etwa der drusischen Religion (die von manchen als eine islamische Sekte angesehen wird),
 nach deren Ansicht die Tür der Bekehrung geschlossen ist, oder der jüdischen Religion, nach deren Ansicht eine Bekehrung mehr oder weniger strengen Bedingungen, wie es den jeweiligen Richtungen entspricht, unterworfen ist.

Weisen wir schließlich auf die Tatsache hin: Religionsfreiheit setzt voraus, dass eine bestimmte Religionszugehörigkeit keine Auswirkungen auf die individuellen Rechte hat. Das islamische Recht, ein auf der Religionszugehörigkeit beruhendes System, erkennt eine derartige Sichtweise nicht an. Diesem Recht zufolge dient eine derartige Zugehörigkeit als Unterscheidungs- oder sogar als Diskriminierungskriterium, und das i1t sowohl für den Bereich des öffentlichen Rechts (Beschränkung der freien Religionsausübung, ja sogar deren Verbot wie in Saudi-Arabien; Zugang zu öffentlichen Ämtern; Zugang zu Universitäten und Schulen; Trennung innerhalb der Friedhöfe usw.) als auch für den privatrechtlichen Bereich (Ehe- und Erbverbot). Wir kommen auf diesen Punkt zurück.

2.2 Gleichheit zwischen Mann und Frau

2.2.1 Gleichheit und Unterschied

Die islamischen Rechtsgelehrten erklären oft, dass Mann und Frau in Bezug auf das islamische Recht gleich seien. Hierfür berufen sie sich auf mehrere Koranverse.
 Gleichheit bedeutet jedoch keine Übereinstimmung bei den Rechten und Pflichten. Das lässt sich leicht verstehen, wenn man weiß, dass die Frau gebären kann und weniger Körperkraft als der Mann hat, und wenn man die sich hieraus ergebenden Rechtsfolgen berücksichtigt. So etwa kann in der Schweiz eine Frau, nicht aber ein Mann einen Mutterschaftsurlaub bekommen. Andererseits werden bestimmte Tätigkeiten beinahe ausschließlich von Männern ausgeübt, selbst wenn Frauen der Zugang nicht vom Gesetz untersagt wird.

Man darf den Geschlechtsunterschied jedoch nicht als Vorwand benutzen, um aus der Vergangenheit überkommene Diskriminierungen beizubehalten. Diese beruhen oft auf religiösen Vorschriften, die sich im Allgemeinen jeder rationalen Analyse entziehen. Sagt der Koran nicht, dass man Gott nicht nach seinen Vorschriften befragt (21,23)? Da man in unserem Jahrhundert eine Erklärung für alles haben will, bemühen sich die islamischen Autoren mit allen Mitteln, diese Diskriminierungen zu rechtfertigen, um nicht Anklage gegen Gott zu erheben. Doch die liberalen islamischen Autoren versuchen, derartige Diskriminierungen im Zusammenhang mit deren historischem Kontext oder sogar mit dem Herrschaftstrieb zu sehen, der zu allen Zeiten und an jedem Ort in jedem von uns lauert. In den folgenden Punkten beschäftigen wir uns mit einigen Bereichen, in denen die Ungleichheit ein Problem darstellt.

2.2.2 Ungleichheit in der Ehe

Vor allem stellt sich das Problem der Polygamie. Der Mann hat das Recht, bis zu vier Frauen zu heiraten (4,3), während sich die Frau mit einem einzigen Mann begnügen muss. Bei den Schiiten hat der Mann die zusätzliche Möglichkeit, durch eine Ehe auf Zeit so viele Frauen zu haben, wie er will.
 Die Dauer dieser Ehe kann von einer Stunde bis zu einigen Jahren betragen. Ganz abgesehen von den Sklavinnen, eine eher überholte Vorschrift, nach der sich indes noch heute manche zurücksehnen, wie man weiter unten sehen wird. Manche rechtfertigen die Polygamie mit der Tatsache, dass der Krieg die Männer dahinraffte, und demzufolge war es durchaus notwendig, dass sich die Männer um die Frauen kümmerten. Sagt nicht Jesaja:

An jenem Tage werden sieben Frauen sich an einen Mann klammern und ihm sagen: ,Wir wollen uns selbst ernähren und selbst für unsere Kleider sorgen; nur laß uns deinen Namen führen, nimm unsere Schmach hinweg.' (Jes 4,1)

Hani Ramadan, ein Genfer Imam, rechtfertigt die Polygamie folgendermaßen:

Man muss sehr übel gesinnt sein, wenn man die Polygamie einer negativen Kritik unterwirft, weil sie einen faktischen Tatbestand legalisiert, wobei man zugleich anerkennt, dass Männer in ungeklärten Verhältnissen leben und gesetzwidrig einige außereheliche Abenteuer haben können.

Tatsächlich hat die Polygamie in den islamischen Ländern nie die Treue der Männer gewährleistet. Und wenn man einmal annähme, dass dies doch zutreffen würde, müsste man dann nicht auch für die Polyandrie eintreten, um die Untreue der Frauen zu verhindern?
 Moderne arabische Gesetzgeber versuchen, die polygame Ehe einzuschränken, indem sie sich auf den Koran berufen. In ihm heißt es tatsächlich, wenn man fürchte, mehrere Frauen nicht gerecht zu behandeln, könne man sich ebenso gut auf eine einzige beschränken (4,3). Und es heißt weiter: „Und ihr werdet die Frauen nicht gerecht behandeln können, ihr mögt noch so sehr darauf aus sein,“ (4,129.) Damit der Ehemann mehr als eine Frau heiraten darf, muss er über die materiellen Mittel verfügen, um für ihren Lebensunterhalt zu sorgen. Andererseits muss die vorherige Frau damit einverstanden sein, ihren Ehemann zu teilen. Wenn sie es nicht ist, kann sie die Scheidung verlangen, darf aber nicht die Wiederverheiratung ihres Ehemanns verhindern.

Zum Problem der Polygamie kommt jenes der Verstoßung hinzu. Diese Institution, die in der Bibel bekannt ist,
 wurde von Jesus verworfen; er glaubte, wenn Moses sie erlaubt hätte, so wegen der „Herzenshärte“ der Juden.
 Im islamischen Recht (2,229-232) kann der Mann in einer einseitigen Entscheidung, die er nicht zu rechtfertigen braucht, seine Frau entlassen. Moderne arabische Rechtsvorschriften beschränken diese Macht des Ehemanns, indem sie entweder festlegen, dass er der ohne berechtigten Grund verstoßenen Frau eine Entschädigung bezahlen muss, oder indem sie ein obligatorisches Versöhnungsverfahren verlangen, das allein jedoch nicht die Verstoßung verhindert, wenn der Ehemann darauf besteht. Der Koran sieht für die Frau die Möglichkeit vor, sich von ihrem Ehemann loszukaufen (iftadat), wofür sie ihrem Mann einen gewissen Betrag als Entschädigung gibt, falls dieser einwilligt. Deshalb spricht man von einer Scheidung durch Loskauf, benutzt also denselben Begriff wie für die Befreiung von Gefangenen. Moderne arabische Rechtsvorschriften gestatten es der Frau, sich mit einem solchen Verfahren scheiden zu lassen, selbst wenn der Ehemann nicht einwilligt, nachdem ein Versöhnungsverfahren stattgefunden hat und die Entschädigung, die die Frau dem Mann bezahlt, festgesetzt wurde. Diese Rechtsvorschriften gestatten es auch der Frau, das Gericht zu ersuchen, sie aufgrund von Misshandlungen, die das gemeinsame Leben unerträglich machen, von ihrem Mann zu befreien. Dennoch ist es nicht einfach, diese Misshandlungen zu beweisen, vor allem, da es der Koran dem Ehemann erlaubt, die Frau im Fall von nushuz (4,34) zu schlagen. Dieser Begriff wird mit „Ungehorsam“, „Widerspenstigkeit“ oder „Untreue“ übersetzt. Der Koran spricht auch von nushuz des Ehemanns, doch in diesem Fall sieht er nur ein Versöhnungsverfahren vor (4,128); die Frau darf ihren Ehemann nicht schlagen. Ein in Frankreich lebender algerischer Imam wurde in sein Heimatland ausgewiesen, weil er wiederholt hatte, was der Koran über das Recht des Ehemanns, seine Frau zu schlagen, sagt.
 Von den arabischen Ländern hat nur Tunesien die Polygamie verboten (Artikel 18 des tunesischen Gesetzbuches des Personenrechts), was den Zorn der Islamisten hervorruft, selbst wenn die Polygamie in diesen Ländern sehr wenig praktiziert wird. Nach Ansicht dieser Islamisten macht der Staat das zu einer unerlaubten Handlung, was der Koran als erlaubt ansieht. Nun sei aber Gott allein in diesem Bereich zuständig (5,87; 16,116).

2.2.3 Ungleichheit beim Erbrecht

Beim Erbrecht diskriminiert das islamische Recht die Frauen. Die Begründung für diese Diskriminierung wird dem Koran entnommen, der verkündigt, dass man den Söhnen das Doppelte des den Töchtern zustehenden Teils bewilligen solle: „Gott verordnet euch hinsichtlich eurer Kinder: Auf eines männlichen Geschlechts kommt (bei der Erbteilung) gleichviel wie auf zwei weiblichen Geschlechts.“ (4,11) Bei der Erbfolge zwischen Ehegatten erbt der Ehemann von seiner verstorbenen Frau das Doppelte dessen, was sie von ihrem verstorbenen Mann geerbt hätte:

Und von der Hinterlassenschaft eurer Gattinnen steht euch die Hälfte zu, falls sie kinderlos sind. Falls sie jedoch ein Kind haben, steht euch ein Viertel davon zu [...]. Und euren Gattinnen steht ein Viertel zu von dem, was ihr (Männer) hinterlaßt, falls ihr kinderlos seid. Falls ihr jedoch ein Kind habt, ein Achtel. (4,12-13)

Andere Teilungsregeln werden im Vers 4,176 festgesetzt:

Wenn ein Mann umkommt, ohne Kinder zu haben, und er hat eine Schwester, dann steht ihr die Hälfte zu von dem, was er hinterlässt. Und er beerbt (umgekehrt) sie [vollständig], falls sie keine Kinder hat. Und wenn es zwei (Schwestern) sind, stehen ihnen zwei Drittel der Hinterlassenschaft zu. Und wenn es (verschiedene) Geschwister sind, Männer und Frauen, kommt auf einen männlichen Geschlechts gleichviel wie auf zwei weiblichen Geschlechts.

Dass der Koran eindeutige Vorschriften enthält, die die Anteile eines jeden festsetzen, behindert die Weiterentwicklung derartiger Erbschaftsvorschriften, die so, wie sie sind, in die Gesetzbücher der arabischen Linder aufgenommen wurden. Die saudischen Rechtsgelehrten sehen darin keinen Grund, diese Vorschriften zu verändern. Nach ihrer Ansicht besteht der Unterschied zwischen Mann und Frau „in der Verantwortung des Mannes, gegebenenfalls alle Ausgaben zu übernehmen, die für die Oberlebenden der Familie des Verstorbenen notwendig sind. Diese Verantwortung kommt allein den Männern zu. Die Frauen sind davon befreit. [...] Der Ehemann hat [...] den Auftrag, weiter

den Unterhalt der Kinder zu sorgen, während die Frau, die ihren Mann beerbt, davon befreit ist. Die männlichen Kinder haben hingegen den Auftrag, sowohl mit ihrem eigenen Vermögen als auch mit dem als Erbe erhaltenen Vermögen im Notfall für den Unterhalt ihrer Mutter zu sorgen.“ Diese Rechtsgelehrten fügen hinzu:

Die den Männern in gewissen Fällen zuerkannten scheinbaren Vorteile bringen für sie recht schwere zusätzliche Belastungen mit sich, die den von der Glaubenslehre vorgeschriebenen Grundsatz der Gleichheit tatsächlich wiederherstellen.

Diese Meinung wird von liberalen islamischen Autoren nicht geteilt. Sie sehen die Koranvorschriften im Zusammenhang mit deren historischem Kontext. So etwa erläutert Muhamed Charfi, wenn der Koran der Frau die Hälfte des dem Mann übertragenen Erbteils gewähre, bedeute das einen Fortschritt für das Zeitalter des Korans, und diese Ungleichheit lasse sich auf testamentarischem Wege korrigieren, wie es der Koran vorsehe (2,180).
 Der arabische Gesetzgeber müsse also die Testamente für gültig erklären, mit denen die Erblasser die Gleichheit unter ihren Nachkommen festlegen wollen, ohne einen Unterschied zwischen den Geschlechtern zu machen, bis zu jenem Tag, an dem die gleichberechtigte Erbfolge in Übereinstimmung mit dem Geist des Korans gesetzlich vorgeschrieben werde.

2.2.4 Ungleichheit bei den Kleidungsvorschriften

Die islamischen Kleidungsvorschriften fordern im Westen, doch auch in den islamischen Ländern die lebhaftesten Auseinandersetzungen heraus.

Ausgehend vom Koran und von einigen Berichten über Muhammad sind die Rechtsgelehrten zu der Schlussfolgerung gelangt, dass man nicht das Recht habe, bestimmte Teile des menschlichen Körpers den Blicken auszusetzen oder anzusehen. Damit wolle man der Versuchung zu Ausschweifungen vorbeugen. Den Berichten Muhammads zufolge werden Frauen als der Gegenstand höchster Versuchung aufgefasst. Die sie betreffenden islamischen Vorschriften sind deshalb strenger. So etwa schreibt der Koran in Bezug auf die Männer vor:

Sprich zu den gläubigen Männern, dass sie ihre Blicke zu Boden schlagen und darauf achten, dass ihre Scham bedeckt ist. Das ist reiner für sie. (24,30; [Übersetzung nach Max Hermine)

Bei den Frauen geht der Koran hingegen auf weitere Einzelheiten ein:

Und sag den gläubigen Frauen, dass sie ihre Blicke niederschlagen und ihre Scham hüten und dass sie nicht ihre Reize zur Schau tragen, es sei denn, was außen ist, und dass sie ihren Schleier über ihren Busen schlagen und ihre Reize nur ihren Ehegatten zeigen oder ihren Vätern oder den Vätern ihrer Ehegatten oder ihren Söhnen oder den Söhnen ihrer Ehegatten oder ihren Brüdern oder den Söhnen ihrer Brüder oder den Söhnen ihrer Schwestern oder ihren Frauen oder denen, die ihre Rechte besitzt, oder ihren Dienern, die keinen Trieb haben, oder Kindern, welche die Blöße der Frauen nicht beachten. Und sie sollen nicht ihre Füße zusammenschlagen, damit nicht ihre verborgene Zierat bekannt wird. Und bekehret euch zu Allah allzumal, o ihr Gläubigen; vielleicht ergeht es euch wohl. (24,31; [Übersetzung nach Henning].)

In der arabischen Welt sind liberale Positionen zu beobachten, die sich kaum von denen im Westen festzustellenden unterscheiden, doch es gibt auch extreme Haltungen. Diese letztgenannten verlangen, dass sich die Frauen auf der Straße von Kopf bis Fuß bedecken sollen, sodass man nichts von ihnen sehe, nichts von ihren Händen, Haaren und Augen. Sie werden männlichen Gästen nie vorgestellt, und die Männer nehmen die Mahlzeit ohne die Frauen ein, falls ein Fremder im Haus anwesend ist. Wenn Frauen öffentliche Verkehrsmittel benutzen, werden sie im hinteren Teil des Busses oder in einem besonderen Eisenbahnwagen untergebracht. Sie geben keinem Mann die Hand.

Weisen wir hier auf die Argumentation des ägyptischen Verfassungsgerichts zu diesem Thema hin. Am 18. Mai 1996 hat das Gericht in einer Rechtssache die Ansicht vertreten, dass der vom Beschluss 208 von 1994 vervollständigte Beschluss 113, der Ganzkörperschleier tragenden Schülerinnen den Zutritt zur Schule untersagt und das Tragen eines Halbschleiers vom schriftlichen Antrag des gesetzlichen Vormunds der Schülerin abhängig macht, nicht gegen den Artikel 2 der Verfassung verstoße. Das Gericht erklärte als Erstes, dass der Islam eingegriffen habe, um den Wert der Frau zu würdigen und sie aufzufordern, ihre Keuschheit zu schützen. Folglich stehe es der Frau nicht frei, sich so zu kleiden, wie sie es möchte. Das Gericht setzte jedoch hinzu, dass es keinen nach Ursprung und Bedeutung absolut gültigen Text gebe, der die Kleidungsstücke im Einzelnen reglementiere, die die Frau zu tragen habe, um jene Teile ihres Körpers zu bedecken, die sie unbedingt verschleiern müsse. Im Koran gebe es zwar Texte über den Schleier, doch sei ihre Bedeutung relativ, denn die diesbezüglichen Koranverse hätten zu unterschiedlichen Interpretationen geführt. Deshalb könne der Gesetzgeber gesetzliche Regelungen in diesem Bereich treffen, unter der Voraussetzung, dass er keinem absoluten Grundsatz des islamischen Rechts widerspreche. Dabei dürfe man nicht übertreiben und die Frau in eine schwierige Lage bringen, indem man ihren ganzen Körper als Gegenstand der Scham ('awrah) ansehe. Die Frau müsse studieren, ausgehen und sich unter die Menge der anderen mischen, und daher sei es nicht vorstellbar, dass man sie zwinge, „ein schwarz oder mit jeder anderen Farbe verhülltes Gespenst“ zu sein, während das Leben rund um sie pulsiere. Ihre Kleider sollten ihre Tugend schützen, ohne jedoch ihre Bewegungen zu behindern. Man müsse einen Ausgleich zwischen beidem finden. Wenn der Gesetzgeber das Tragen des Ganzkörperschleiers in den öffentlichen Schulen verbiete, schließt das Gericht, habe er also nicht gegen die Grundsätze des islamischen Rechts verstoßen.

2.2.5 Weitere Ungleichheiten

Es würde hier zu weit führen, auf alle geschlechtsbedingten Diskriminierungen einzugehen, die von den Islamisten gerechtfertigt werden, indem sie entweder auf den Koran oder auf die Sunna zurückgreifen. Hinzuweisen ist insbesondere auf die Diskriminierung beim Zugang zur Arbeit, zu öffentlichen Ämtern, vor allem im Justizbereich, zur Teilnahme am politischen Leben
 sowie auf die Ungleichheit bei Zeugenaussagen. Diese letztgenannte Ungleichheit ist im Koran vorgesehen, wo sie folgendermaßen begründet wird:

Ihr Gläubigen! Wenn ihr auf eine bestimmte Frist ein Schuldverhältnis eingeht, dann schreibt es auf! [...] Und nehmt zwei Männer von euch zu Zeugen! Wenn es nicht zwei Männer sein können, dann sollen es ein Mann und zwei Frauen sein, solche, die euch als Zeugen genehm sind – zwei Frauen, damit für den Fall, dass die eine von ihnen sich irrt, die eine, die sich nicht irrt, die andere, die sich irrt, an den wahren Sachverhalt erinnere. (2,282)

2.2.6 Sind die Frauen zufrieden?

Für einen – selbst einen islamischen – Liberalen bedeuten die oben genannten Vorschriften eine Diskriminierung der Frauen. Aber für einen gläubigen Muslim sind diese Vorschriften göttlichen Ursprungs und können deshalb nicht als diskriminierend bezeichnet werden. Das hieße, Gott der Unvollkommenheit zu bezichtigen und zu unterstellen, dass die von Menschen geschaffenen Vorschriften den von Gott festgesetzten überlegen seien. Wer etwas Derartiges behauptete, würde als Apostat angesehen, mit allen Folgen, auf die weiter oben hingewiesen wurde. Bedeutet der Islam nicht „Unterwerfung“?

Diese Haltung, sich Gottes Vorschriften zu unterwerfen, beschränkt sich nicht auf die Männer, die das islamische Recht begünstigt. Es fehlt nicht an apologetischen Werken, die von islamischen oder zum Islam bekehrten Frauen geschrieben wurden. Man kann zu ihren Gunsten sagen, dass eine Diskriminierung, in die der Betreffende einwilligt, keine Diskriminierung ist. Böse Zungen würden behaupten: Wer Sklavengaleeren liebt, hat sie verdient.

Es wäre jedoch falsch, wenn man glaubte, dass der Standpunkt der Islamisten von allen Muslimen geteilt würde. In diesem Zusammenhang kann man auf einen Gesetzentwurf hinweisen, der den Titel trägt: „Hundert Maßnahmen und Bestimmungen für eine Kodifizierung des maghrebinischen Personenstatuts und Familienrechts auf der Grundlage der Gleichberechtigung“. Er wurde vom Collectif 95 Maghreb Égalité erarbeitet, de aus drei (in Marokko, Algerien und Tunesien arbeitenden) Frauenorganisationen besteht, und 1995 der Weltfrauenkonferenz in Peking vorgelegt. Dieser Entwurf beseitigt alle Diskriminierungen, die das islamische Recht den Frauen und Nichtmuslimen unterwirft. Sein Ziel besteht darin:

[...] durch die Referenztexte unseres Rechts – Verfassungen und Gesetzbücher – die folgenden Sachverhalte ausdrücklich zu sanktionieren:

- Rechts- und Pflichtengleichheit sowie Gleichheit vor dem Gesetz von Mann und Frau.

- Gleichheit zwischen Ehegatten durch die Abschaffung des Begriffs „Familienoberhaupt“ und der Gehorsamspflicht sowie durch die Möglichkeit für die Frau, ebenso wie der Mann für den Familienunterhalt zu sorgen.

- Ersetzung der väterlichen Autorität durch die elterliche Verantwortung.

- Gleiches Erbrecht.

- Gleichberechtigung zwischen Frau und Mann hinsichtlich der Zuerkennung der Staatsangehörigkeit der Kinder.

- Beseitigung aller Formen der rassischen oder religiösen Diskriminierung bei den Familienbeziehungen.

- Rechtsschutz der Kinder vor und nach der Geburt durch die Anerkennung der natürlichen Abstammung.

Die Organisationen, die diesen Entwurf verfasst haben, sprechen sich für Laizismus und die Trennung von Staat und Religion aus, was die Islamisten von vornherein nicht akzeptieren, wie man weiter unten sehen wird. Doch um weiteren Kritiken vorzubeugen, bemühen sie sich, die vorgeschlagenen Änderungen mithilfe einer liberalen Interpretation der islamischen Vorschriften zu rechtfertigen.

2.3 Gleichheit zwischen Muslimen und Nichtmuslimen
2.3.1 Die zugelassenen Gemeinschaften

Wir haben bereits gesagt, dass das islamische Recht ein an den Glauben gebundenes persönliches Recht ist. Es geht von der Vorstellung aus, dass jede Religionsgemeinschaft über ihr eigenes, von Gott offenbartes Gesetz verfüge. Dies gelte für Juden, Christen, Sabäer und Zoroastrier, denen die Rechtsgelehrten noch die Samaritaner hinzugefügt haben. Diese Gemeinschaften werden als Ahl al-kitab („Leute des Buches“) bezeichnet. Sie werden in der islamischen Gesellschaft akzeptiert – mit Ausnahme Arabiens. Muhammad soll auf seinem Sterbelager 'Umar (gest. 644), den zukünftigen zweiten Kalifen, zu sich gerufen und ihm gesagt haben: „s dürfen nicht zwei Religionen auf der Arabischen Halbinsel nebeneinander bestehen.“
 Al-Mawardi (gest. 1058) zitiert diesen Ausspruch Muhammads und schreibt weiter:

Es war den Tributpflichtigen nicht gestattet, sich im Hedschas niederzulassen; sie durften ihn nirgendwo langer als drei Tage betreten. Selbst ihre Leichen durften dort nicht begraben werden, und „wenn so etwas geschehen ist, wird man sie ausgraben und fortschaffen, denn eine Beerdigung bedeutet soviel wie ein ständiger Aufenthalt“.

Die klassischen islamischen Rechtsgelehrten haben sich nicht in Bezug auf die geographischen Grenzen geeinigt, innerhalb derer diese Vorschrift anzuwenden war. Auf sie beruft sich heute nur Saudi-Arabien, um in seinem Staatsgebiet allen Nichtmuslimen das Recht abzusprechen, ihre Religionen zu praktizieren, während es zugleich den amerikanischen Truppen gestattet, Stützpunkte auf seinem Boden zu unterhalten.

Jene, die kein offenbartes Buch haben, werde in islamischen Ländern nicht geduldet. Das gilt für die Polytheisten. Sie habe nur die Wahl, sich zum Islam zu bekehren oder bis zum Tod zu kämpfen. Ge au das ist in Arabien wie auch in den übrigen von den Muslimen beherrschten Ländern geschehen. Dort, wo sich die Muslime nicht vollständig durchsetze konnten, hat ein mehr oder weniger latenter Konflikt zwischen Polytheist n und Muslimen überdauert. Dies lehrt das klassische islamische Recht. Allerdings ist festzustellen, dass es hinduistische Gemeinschaften in manchen arabischen Golfländem gibt, wo sie über Kulturvereine und Tempel verfügen. Das gilt für Oman.

Da sich Muhammad als der Letzte der Propheten ansieht (33,40), kommt es nicht in Frage, jüngere Religionen anzuerkennen. So etwa wird die neue, von Baha' -Ullah (1817-1892) gegründete Baha'i Religion nicht anerkannt. Die Baha'is sind in den islamischen Ländern oft Verfolgungen ausgesetzt. Durch die Präsidialverordnung 263/1960 sind sie in Ägypten verboten. Die Zeitung Al-Ahram berichtete am 1. März 1985, dass eine gewisse Zahl von Baha'is festgenommen wurde. Man beschuldigt sie, einer nichtmonotheistischen Religion anzugehören und dem Islam abgeschwo en zu haben. Diese Anklage stützt sich auf eine von der Azhar erteilte Fatwa, die den Baha'ismus nicht nur der Apostasie, sondern auch der Verbindung mit dem internationalen Zionismus beschuldigt.
 Eine Entscheidung der islamischen Rechtsakademie in Saudi-Arabien sieht den Baha'ismus als „eine Abspaltung vom Islam und einen Krieg gegen ihn“ an. Jeder, der sich ihm anschließe, sei ein Ungläubiger (kafir). Die Fatwa „warnt die Muslime der ganz n Welt vor dieser verbrecherischen ungläubigen Gruppe und verlangt von ihnen, gegen sie zu kämpfen und ihnen vor allem zu misstrauen, weil es bewiesen ist, dass sie Unterstützung von Seiten der kolonialistischen Staaten mit dem Ziel genießt, den Islam und die Muslime zu zersetzen.“

2.3.2 Toleranz und Diskriminierung gegenüber den Leuten des Buches

Das islamische Recht erkennt den zugelassenen Gemeinschaften das Recht zu, ihre eigenen Gesetze anzuwenden und ihre eigenen Gerichte m haben. Das gestattet der Koran ausdrücklich (5,42-50). Die gilt noch heute in verschiedenen Ländern, wie etwa dem Irak, Syrien, dem Libanon, Jordanien, Palästina und Ägypten. Dieses letztgenannte Land hat 1955 die Gerichte vereinheitlicht, doch es konnte nicht die Gesetze in diesem Bereich vereinheitlichen. Manche Muslime berufen sich oft auf diese Lage, um zu verlangen, dass die westlichen Länder die Tätigkeit von islamischen Gerichten zulassen, die für ihre dort ansässigen Glaubensbrüder das islamische Recht anwenden sollen.

Die meisten Gesetze beziehen sich a f andere Aspekte als das Personenstatut. So etwa darf der Moslem kein Schweinefleisch essen und keinen Wein trinken, und demzufolge darf er diese Lebensmittel auch nicht herstellen, keine Schweineschlachterei und keinen Lade zum Alkoholverkauf haben. Dies ist hingegen den Christen gestattet. Der mohammedanische Staat ist andererseits ein religiöser Staat im Dienst der Religion, deren Ausbreitung und Schutz er gewährleisten soll. Aus diesem Grund hatten Nichtmohammedaner dort keinen Zugang zu Staatsämtern, leisteten keinen Militärdienst und bezahlten keine Steuern. Stattdessen mussten sie die djizya (Kopfsteuer) entrichten, den Tribut der Besiegten, der im Vers 9,29 vorgesehen wird:

Kämpft gegen diejenigen, die nicht an Go t und den Jüngsten Tag glauben und nicht verbieten, was Gott und sein Gesandter verboten haben, und nicht der wahren Religion angehören – von denen, die die Schrift erhalten haben – bis sie kleinlaut aus der Hand Tribut entrichten!

Im Osmanischen Reich wurde dieser Tribut 1855 abgeschafft,
 und heute wird er nur von manchen islamischen Splittergruppen in Betracht gezogen.
 Doch die Verfassungen der islamischen Länder geben oft als Bedingung für das Amt des Staatsoberhauptes an, dass dieser Muslim sein muss.

Die Muslime sollten den Schutz der Nichtmuslime gewährleisten, die noch heute dhimmis – „Schutzbefohlene“ – genannt werden, ein von den arabischen Christen abgelehnter Begriff, denn sie betrachten sich als vollwertige Bürger und brauchen deshalb keinen Schutz. Doch sie müssen eine Reihe von Beschränkungen hinnehmen.

So etwa dürfen Nichtmuslime nicht die islamische Religion kritisieren und auch nicht versuchen, einen Muslim zu ihrer Religion zu bekehren, was mit der Todesstrafe geahndet wird, und sie dürfen auch keine Muslimin heiraten. Die Muslime hingegen dürfen die anderen Religionen weiter kritisieren, deren Anhänger bekehren und deren Frauen heiraten.

Diese Beschränkung, die sich in allen Familiengesetzbüchern der arabischen Länder findet, beruht auf zwei Koranversen (2,221 und 60,10) sowie auf einer verstümmelten Koranpassage: „Gott wird den Ungläubigen keine Möglichkeit geben, gegen die Gläubigen vorzugehen“ (4,11.1). Muhammad soll in demselben Sinne gesagt haben: „Der Islam herrscht und kann nicht beherrscht werden.“ Am 21. 4. 1957 begründete das Erstinstanzgericht von Alexandria, dass eine Muslimin einen Nichtmuslim nicht heirat n durfte, folgendermaßen:
Der Ehemann bringt die Frau ins Bett [sic]; er da f ihr also nicht im Glauben unterlegen sein. Die Muslimin glaubt an Dinge, an die der nichtislamische Monotheist (kitabi) glaubt, und sie glaubt an Dinge, an die er nicht glaubt. Sie erkennt Unseren Herrn Muhammad an, während er nur den Messias anerkennt, dem er folgt. Gott ha gesagt: ‚Und verheiratet eure Töchter nicht eher an Polytheisten, als sie gläubig wurden’ (2, 21). Der Gesandte Gottes [Muhammad] hat gesagt: ,Der Islam herrscht und kann nicht beherrscht werden.’ Die islamische Lehre hat daraus einmütig abgeleitet, dass der Ungläubige (kufr) keine Muslimin heiraten darf. Darum muss man die beiden Gatten trennen; der Nichtmuslim wird bestraft, wenn er sie penetriert hat [sic], während der [islamischen] Frau verziehen wird. Wenn er sich nach der Eheschließung zum Islam bekehrt, erhält man diese Ehe nicht aufrecht, weil sie von Anfang an ungültig ist, und die Bekehrung macht sie nicht gültig.

Badran, ein Rechtsprofessor an der Universität Alexandria und an der Arabischen Universität Beirut, befürwortet die Tode strafe für den Nichtmuslim, der eine Muslimin heiratet. Denn dies sei das wirksamste Mittel, „damit dem Ungläubigen (kafir) so etwas überhaupt nicht einfällt und er es daher auch nicht wagt, eine solche Tat zu verüben, die die Ehre des Islam und der Muslime verletzt“
. Einige islamische Autoren ve suchen jedoch, diese Vorschrift zu umgehen,
 die in den Gesetzbüchern des Personenrechts der arabischen Linder immer noch gültig ist. Sogar im Westen wird ein Christ, wenn er eine Muslimin heiratet, genötigt, sich zum Islam zu bekehren, selbst wenn dies nur der Form halber geschieht.

In diesem Zusammenhang müssen wir betonen, dass die Ehe eines Muslim mit einer Nichtmuslimin zwar gestattet ist, die aus dieser Ehe hervorgegangenen Kinder aber zwangsläufig Muslime sind. Das Paar hat nicht das Recht, für sie eine andere Religion zu wählen, und sie selbst haben nicht das Recht, ihre Religion zu ändern, sobald sie erwachsen sind. Das ist in den islamischen Ländern stets der Fall, und für die Mischehen im Westen ist dies eines der größten Probleme.

Wir müssen auch darauf hinweisen, dass das weiter gültige islamische Recht jede Erbfolge zwischen Muslimen und Nichtrmuslimen verbietet, und dieses Verbot wird bis heute aufrechterhalten. Wenn ein Muslim eine Christin heiratet und stirbt, kann sie daher nichts von ihm erben. Wenn sie stirbt, können sie weder der Ehemann noch ihre als Muslime angesehenen Kinder beerben. Doch wenn das Paar im Westen lebt, wird d islamische Ehemann seine christliche Frau aufgrund der westlichen Gesetze beerben, die eine solche Einschränkung nicht kennen; hingegen kann die Frau das Vermögen ihres Ehemanns nicht erben, das sich in dessen Heimatland befindet.

2.4 Das Strafrecht

Das islamische Strafrecht stammt aus dem 7. Jahrhundert. Es enthält zahlreiche Vorschriften, die an jene der Bibel erinnern. Man unterscheidet in ihm zwei Kategorien von Straftaten:

(1) Die mit feststehenden Strafen (had, Pl. hudud) geahndeten Straftaten, die im Koran oder der Sunna Muhammads vorgesehen sind. Diese Kategorie umfasst die folgenden Straftaten: Diebstahl, Straßenraub, bewaffneter Aufruhr, Ehebruch, Bezichtigung des Ehebruchs, der Genuss vergorener Getränke, Apostasie, Mord oder Körperverletzung. Die für diese Straftaten vorgesehenen Strafen werden aufgrund von genau festgelegten Tatbestandsmerkmalen angewandt, die den jeweiligen Rechtsschulen entsprechend voneinander abweichen. Diese Straftaten sind unverjährbar.

(2) Die mit Ermessensstrafen geahndeten Straftaten (ta'zir). Diese Kategorie umfasst die oben genannten Straftaten, wenn ihnen ein Tatbestandsmerkmal fehlt. Außerdem gehören zu ihr jene Straftaten, die in der ersten Kategorie nicht vorgesehen sind.

Sobald die Tatbestandsmerkmale einer bestimmten Straftat erfüllt sind, darf der Schuldige nicht begnadigt werden (vollständiger oder teilweiser Straferlass bzw. Umwandlung in eine mildere Strafe). Dies ergibt sich aus dem Koranvers 2,229: „Das sind die Gebote Gottes. Übertretet sie nicht! Diejenigen, die sie übertreten, sind die wahren Frevler.“
Bei manchen Straftaten kann die Verzeihung des Geschädigten oder des Anspruchsberechtigten in Bezug auf den Teil, der sein Recht betrifft, eine Rolle spielen. Das gilt für Mord oder Körperverletzung (das Blutgeld ersetzt hier die Strafe), die Bezichtigung des Ehebruchs und den Diebstahl. Doch die Verzeihung wirkt sich nicht auf die Straftat des Ehebruchs aus.

Die Reue des Schuldigen kann auch eine gewisse Rolle spielen, dies allerdings nur bei den Straftaten des Straßenraubs und der Apostasie. Die had-Strafe entfällt unter dieser Voraussetzung. Der Staat behält sich jedoch das Recht vor, eine Ermessensstrafe zu verhängen.

Die vom islamischen Recht vorgesehenen Strafbestimmungen unterscheiden sich nach dem jeweiligen Tatbestand und den Tatumständen: Anwendung des Gesetzes der Widervergeltung (Leben für Leben, Auge für Auge usw.), Steinigung, Kreuzigung, Amputation von Hand und Fuß. Hier ist auch das bereits weiter oben von uns erwähnte Recht des Ehemanns zu erwähnen, seine Frau zu schlagen.
Die meisten arabischen und islamischen Länder haben auf derartige Strafbestimmungen verzichtet und Strafgesetzbücher eingeführt, die den im Westen geltenden gleichen. Manche haben allerdings das islamische System beibehalten, wie dies in Saudi-Arabien der Fall ist, oder sind zu ihm zurückgekehrt, wie im Sudan, im Iran und in Pakistan. Die Islamisten bestehen darauf, dass die übrigen Linder ebenso verfahren. So hat es in Ägypten zahlreiche Gesetzentwürfe gegeben, die die Islamisierung des Rechts bezweckten. Die wichtigsten sind die von 1982. Zu ihnen gehört ein Strafgesetzbuch, das aus 630 Artikeln besteht, denen eine beeindruckende Begründung folgt.
Gemäß Artikel 2 der Verfassung hat das Parlament am 17. 12. 1978 beschlossen, eine Sonderkommission zu bilden, die berechtigt war, „alle Untersuchungen und Kodifizierungsarbeiten sowie die sieh in Ägypten und im Ausland auf die Anwendung des islamischen Rechts beziehenden Gesetze und darüber hinaus die Arbeiten der Sachverständigen und Spezialisten des islamischen Rechts und des positiven Rechts zu konsu1tieren“. Man ersuchte die Azhar, die Verbände und das Kassationsgericht um Stellungnahmen. Die Arbeiten dieser Kommission haben zu einer Reihe von Gesetzentwürfen geführt. Als der Parlamentspräsident Sufi Abu-Talib dem ägyptischen Parlament diese Entwürfe vorlegte, erklärte er:

Die Tatsache der Anwendung des islamischen Rechts und der Unterwerfung unter seine Rechtsstatuten bedeutet, dass das ägyptische Volk und die ganze arabische und islamische Nation zu ihrem arabischen und islamischen Ich nach der Entfremdung zurückgeführt werden, die wir mehr als ein Jahrhundert im Schatten der ausländischen Gesetze erlebt haben. Damit wird der Widerspruch zwischen den sittlichen Werten unseres Heimatlandes und der unser Volk einschließenden kulturellen Mauer, [...] der Widerspruch zwischen dem, was der Ägypter glaubt, und den ihn regierenden Gesetzen überwunden.

Trotz der Arbeit, die für die Redaktion dieser Entwürfe erforderlich war, wurden sie – wahrscheinlich aus außenpolitischen Gründen – von der ägyptischen Regierung ohne Bezugnahme auf das Parlament verworfen. Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass die Liga der Arabischen Staaten den Entwurf eines vereinheitlichten Strafgesetzbuches vorbereitet hat, der einer gleichartigen Ausrichtung folgt.
 Ebenso gilt dies für den Kooperationsrat Arabischer Staaten am Golf.

2.5 Die Sklaverei

Wie wir gesehen haben, wünschen die fundamentalistischen Gruppen die Abschaffung der dem westlichen Modell folgenden Strafgesetze und deren Ersetzung durch das klassische islamische Strafrecht, was sie damit begründen, dass ein Muslim ausschließlich dem islamischen Recht gehorchen müsse. Doch die Islamisten wollen sich nicht auf das Strafrecht beschränken. So etwa schlägt ein ägyptischer Doktor der Rechte – er hat an der Sorbonne promoviert – und Professor einen dem islamischen Recht entsprechenden Gesetzentwurf vor, der die Genfer Konventionen ersetzen sollte.
 Dieser Entwurf präzisiert in seinem Artikel 202:

Die internationalen Gewohnheitsrechte oder Gesetze werden im militärischen Bereich nicht berücksichtigt, wenn sie einem Ziel des islamischen Rechts widersprechen oder gegen einen seiner Texte verstoßen.

Der Entwurf unterscheidet zwischen einem Land, das durch einen Friedensvertrag ohne Krieg erobert wurde, und dem Land, das mit einem Krieg erobert wurde (Artikel 165).

Wenn ein Land ohne Krieg erobert werde, haben seine Bewohner, die ein Offenbarungsbuch besitzen (Ahl al-kitab), die Wahl, entweder die djizya (den Tribut) oder das Doppelte der zakat (der religiösen Steuer) zu entrichten, falls sie die djizya nicht bezahlen wollen. Bei denen, die kein Offenbarungsbuch haben, stehe es dem Staatsoberhaupt frei, sie wie Ahl al-kitab zu behandeln oder ihnen die Wahl zwischen dem Islam und dem Tod zu lassen (Artikel 169 und S. 134-135). Den Bewohnern des eroberten Landes stehe es frei, in ihrer Heimat zu bleiben oder sie zu verlassen (Artikel 174).

Danach kommt der Entwurf auf die Kriegsgefangenen zu sprechen:

Artikel 191 — Das Landesoberhaupt hat das Recht, Kriegsgefangenen die Freiheit zu gewähren, Lösegeld für ihre Befreiung Ida) zu verlangen oder sie zu versklaven (yadrib 'alayhim al-riq).

Artikel 192 — Die Lösegelder für den Freikauf der Gefangenen oder deren Versklavung sind Teil der Beute. Die Lösegelder oder die versklavten Gefangenen werden an die Beuteempfänger verteilt.

In Bezug auf die Nichtkämpfer präzisiert der Artikel 52 des Entwurfs:

1. Es ist verboten, Frauen, Kinder, alte Leute und Mönche zu töten.

2. Wenn sich herausstellt, dass sie eine Hilfe für den Feind darstellen, begnügt man sich damit, sie als Gefangene (sabyihim) zu behandeln.

3. Wenn es unmöglich ist, sie gefangen zu setzen, werden sie wie Kämpfer behandelt.

Tatsächlich geht es darum, sie als Sklaven zu behandeln, die zur Beute gehören und nach den islamischen Vorschriften verteilt werden (Artikel 179ff). In Bezug auf die gefangenen Frauen legt der Entwurf dar:

Artikel 194 – 1) Wenn jemand eine gefangene Frau als Beute erhält, ist es ihm verboten, unverzüglich sexuelle Beziehungen mit ihr zu haben.

2) Wenn sie nicht schwanger ist, ist es verboten, mit ihr sexuelle Beziehungen zu haben, bis sie einmal ihre Regel hatte. Wenn sie schwanger ist, dürfen die sexuellen Beziehungen erst nach der Entbindung und der Reinigungsperiode (nafas) stattfinden.

Artikel 195 - Wenn jemand eine gefangene Frau als Beute erhält, ist es ihm gestattet, sich ihrer mit Ausnahme von sexuellen Beziehungen unverzüglich zu bedienen.

Offensichtlich will der betreffende Autor die Sklaverei wieder einführen. Außerdem ist er nicht der Einzige, der diese Ansicht vertritt. Al-Mawdudi (gest. 1979), der große pakistanische Religionsgelehrte, entgegnet einem Autor, der die Sklaverei im Islam verneint:

Ist der ehrenwerte Autor in der Lage, eine einzige Koranvorschrift anzugeben, die die Sklaverei für die Zukunft uneingeschränkt abschafft? Die Antwort lautet zweifellos nein.

Scheik Salah Abu-Isma'il, ein ägyptischer Parlamentarier, verteidigt die Rückkehr zur Sklaverei bei den Frauen des Feindes, die den Muslimen als Gefangene in die Hände fallen. Er erklärt, dass die Muslime in diesem Fall entscheiden können, sie entweder mit oder ohne Entschädigung freizulassen, sie zu töten oder als Gefangene zu versklaven. Wenn man entscheide, eine Frau zu versklaven, werde sie nach den islamischen Rechtsvorschriften zum Eigentum eines Mannes, und ihr Eigentümer habe das Recht abzuwarten, bis sie ihre Regel bekomme, um sich zu vergewissern, dass ihr Leib nicht von einer Schwangerschaft ausgefüllt sei, die ein anderer Mann verursacht habe [sic]. Wenn er sehe, dass sie nicht schwanger sei, habe er das Recht, ihr wie ein Ehemann seiner Frau beizuwohnen. Wenn diese Sklavin ein Kind zur Welt bringe und der Vater sterbe, werde sie von ihrem Sohn als Eigentum geerbt. Da jedoch eine Mutter nicht der Besitz ihres Sohns sein könne, werde diese Gefangene frei.

Eine Ägypterin verheimlicht in einem Buch nicht ihre von diesen Aussichten geweckten Befürchtungen. Die Rückkehr zur Sklaverei sei eine Möglichkeit, die man nicht ausschließen dürfe, wenn die fundamentalistischen islamischen Kreise eines Tages an die Macht zurückkommen.

Diese wenigen Belegstellen beweisen, falls so etwas nötig ist, dass die Forderung, zum islamischen Recht zurückzukehren, eine dehnbare Vorstellung ist und uns stets Überraschungen bringen kann. Wer hat schließlich die Autorität zu sagen, was zum islamischen Recht gehört und was nicht, welcher Teil dieses Rechts anzuwenden und welcher aufzugeben ist? Die Antwort auf derartige Fragen hängt vom jeweiligen Kräfteverhältnis ab. Die Exzesse der Taliban in Afghanistan liefern uns hierfür ein anschauliches Beispiel.

3. Wie kann man auf diese Herausforderungen reagieren?

Die aufgeworfenen Fragen führen sowohl in den islamischen als auch in den nichtislamischen Ländern zu Auseinandersetzungen, in denen man seine Besorgnis über den Aufschwung des islamischen Fundamentalismus und die Verletzung der Menschenrechte äußert. Das werden wir bei den folgenden Punkten sehen.

3.1 Auseinandersetzung in den islamischen Ländern

In der arabisch-islamischen Welt findet man unterschiedliche Richtungen: die fundamentalistische, die liberale und die etatistische Richtung.

3.1.1 Fundamentalistische Richtung

Die Fundamentalisten lehnen es ab, das Gesetz von ihrem Glauben zu trennen und verlangen deshalb eine Rückkehr zum islamischen Recht und die Verwerfung aller aus dem Ausland übernommenen Gesetze. Sie wollen sich die Macht aneignen, damit sie ihre Programme ausführen können, und manche Gruppen haben bereits Verfassungen ausgearbeitet, auf deren Grundlage sie regieren möchten.
 Solche Gruppen wie die Partei der Befreiung (Hizb ut-Tahrir) wollen eine unverzügliche und vollständige Rückwendung. Andere, wie die Muslimbrüder in Ägypten, sind mit einer gewissen Mäßigung einverstanden, indem sie Prioritäten festlegen, die von den Erfolgsaussichten und dem Kräfteverhältnis abhängen. Manche verkünden offen ihre Endziele, andere äußern sich weniger deutlich oder überlassen der Zeit die Entscheidung, was eingeführt werden kann oder nicht. Einige Fundamentalisten sind sich der Tatsache bewusst, dass „demokratische“ Veränderungen nicht leicht zu erreichen sind oder / und nicht zum erhofften Ergebnis führen, und deshalb zögern sie nicht, zu gewaltsamen Mitteln zu greifen, um ihre Ziele durchzusetzen.

3.1.2 Liberale Richtung

Die Liberalen wollen, dass die gegenwärtig gültigen Vorschriften islamischen Ursprungs, die die Menschenrechte verletzen, aufgegeben werden. Hierbei lassen sich unterschiedliche Tendenzen feststellen. Einige treten offen für die Ablehnung des islamischen Systems ein und wollen ein laizistisches System erreichen. Sie vertreten die Ansicht, Gott sei niemals offenbart worden (da er seit dem siebten Tage allezeit ruhe) und jedes Gesetz sei zwangsläufig ein menschliches Gesetz. Andere treten für eine kontextuelle Interpretation der islamischen Vorschriften ein, indem sie sie im Zusammenhang mit ihrem geschichtlichen und geographischen Umfeld sehen. Manche nehmen eine Unterscheidung zwischen dem Koran als einzigem offenbartem Text und der Sunna Muhammads vor, die als unzuverlässig angesehen wird und also zu verwerfen sei. Damit schränken sie die Tragweite der islamischen Vorschriften ein. Andere gehen so weit, selbst den Koran in zwei Teile zu untergliedern: den mekkanischen Koran, der eine egalitäre Moral predige, und den Medinenser Koran, der hingegen den wesentlichen Teil jener Vorschriften enthalte, die vom Standpunkt der Menschenrechte aus kritisiert werden. Diesen unterschiedlichen Tendenzen fällt es jedoch schwer, sich Gehör zu verschaffen, weil es in den arabischen Ländern keine Freiheit der Meinungsäußerung gibt und weil die betreffenden Autoren von ihren Regierungen und den fundamentalistischen Bewegungen bedroht werden.

3.1.3 Etatistische Richtung

Die etatistische Richtung tritt für den Status quo ein, um das System, so wie es ist, beizubehalten und lediglich ein paar Verbesserungen vorzunehmen, die von lokalen oder internationalen Rücksichten diktiert werden. Diese Richtung befürchtet, dass die Rückkehr zum islamischen Recht auf Unordnung und Instabilität hinauslaufe, wie dies während des Numeiri-Regimes oder der Herrschaft der Taliban geschehen sei. Sie fürchtet auch, dass eine weitergehende Liberalisierung bei der Bevölkerung zum Verlust der ohnehin geringen Legitimität führe. Da die Religion eine wichtige Komponente der Gesellschaft sei, falle es dem Staat nicht leicht, sich mit ihr auseinander zu setzen. Durch seine Schulen und Universitäten sowie durch seine Kommunikationsmittel sei der Staat überdies ein Opfer des Aufschwungs der Islamisierung und zugleich für ihn verantwortlich.
3.2 Auseinandersetzung im Westen

3.2.1 Divergierende Standpunkte im Westen

Die in den islamischen Ländern eröffnete Auseinandersetzung greift allmählich auf die westlichen Länder über, wo sich die islamische Gemeinschaft ständig vergrößert. Aufgrund dieser Zunahme werden die Forderungen dieser Gemeinschaft immer dringlicher und bringen die Rechtssysteme der Gastländer in Schwierigkeiten.

Im Westen findet man Denkrichtungen wieder, die jenen entsprechen, wie man sie auch in den islamischen Ländern antrifft. Manche Muslime wollen erreichen, dass ihnen die westlichen Länder Rechte gewähren, die mit den islamischen Vorschriften übereinstimmen. Dies betrifft eine zunehmende Zahl von Bereichen: Schleier, Friedhöfe, Schule, rituelle Schlachtung, Sport, Familienrecht, Gerichte usw.

Dann gibt es jene, die in den Zugeständnissen, die man den Muslimen macht, ein Vorspiel zur Zerschlagung des westlichen Rechtssystems, eine Gefahr für den konfessionellen Frieden, ja sogar eine Bedrohung der territorialen Integrität ihrer Länder sehen, wie dies im Kosovo geschehen sei. Sie sind der Ansicht, dass die Muslime dem Rechtssystem der Gastländer vollständig zustimmen müssen.

Endlich gibt es die etatistische Richtung, die die Augen vor den sich stellenden Problemen verschließt und versucht, religiöse Spannungen und fremdenfeindliche Haltungen zu verhindern. Um nicht der Islamfeindschaft beschuldigt zu werden, ist sie auch bereit, bei gewissen Punkten nachzugeben. Dies betrifft religiöse Friedhöfe in bestimmten Schweizer Kantonen
 und den Entwurf für die Zulassung der rituellen Schlachtung, den der Bundesrat unter dem Druck der Öffentlichkeit zurückgezogen hat.

3.2.2 Zwischenreligiöser Dialog

Man ist der Ansicht, dass man nicht Krieg gegeneinander führt, solange man miteinander redet. Die Religionsvertreter stimmen dieser Regel uneingeschränkt zu. Nie aber war ein Dialog so wenig erfolgreich. Als Beweis hierfür möchte ich das Problem der Mischehen anführen. Wie wir weiter oben ausgeführt haben, ist bei Muslimen die Ehe eines Muslimen mit einer Christin oder Jüdin gestattet, jedoch die Ehe einer Muslimin mit einem Christen oder Juden verboten, außer wenn sich diese zum Islam bekehren. In einem jahrzehntelangen Dialog ist es nicht gelungen, diese diskriminierende Vorschrift zu verändern. Weisen wir außerdem darauf hin, dass die reformierten Kirchen wie auch die katholische Kirche dafür eingetreten sind, den Muslimen religiöse Friedhöfe zu gewähren, und sie haben ebenso den Entwurf über die, rituelle Schlachtung unterstützt. Ihre diesbezügliche Rolle verdient es, in Frage gestellt zu werden.

3.2.3 Rechtliche Maßnahmen

Der Schweiz ist es nicht ohne Mühe gelungen, Katholiken und Protestanten auszusöhnen. Dafür musste sie Vorschriften in der Verfassung von 1874 festlegen, die die Zuständigkeiten dieser Gemeinschaften einschränken und die individuellen Rechte garantieren. Es gibt vor allem das Personenregister, das zum Standesamtsregister geworden ist. Demzufolge wurde die Ziviltrauung eingeführt, die tatsächlich im Standesamt durchgeführt wird, und ergänzend dazu das Verbot des religiösen Ehehindernisses. Somit darf eine Katholikin einen Protestanten standesamtlich heiraten, ohne den Einspruch ihrer jeweiligen Gemeinschaften zu berücksichtigen. Dann wurde die kirchliche Rechtsprechungsbefugnis beseitigt. Deshalb darf sich das betreffende Paar vor staatlichen Gerichten scheiden lassen, und jeder der beiden Ehegatten darf sich mit dem, den er will, wieder verheiraten. Außerdem gibt es die Religionsfreiheit: Jeder hat das Recht, im Alter von 16 Jahren die Religion zu wechseln und die Teilnahme am Religionsunterricht abzulehnen; andererseits haben beide Elternteile das Recht, für ihr Kind unter 16 Jahren einen solchen Unterricht abzulehnen und die ihnen zusagende Religion auszuwählen. Schließlich gibt es das Problem der Friedhöfe, die Zivilfriedhöfe geworden sind; die Kirchen dürfen also nicht mehr aus religiösen Gründen das Begräbnis von Toten verweigern. Es sind lediglich einige jüdische Friedhöfe erhalten geblieben, und auf dieses Argument berufen sich die Muslime, um eigene Friedhöfe in der Schweiz zu verlangen.

Die neue Verfassung der Schweiz von 1998 geht von dem Grundgedanken aus, dass die Schweiz die religiösen Spaltungen überwunden hat, für die die frühere Verfassung Abhilfe schaffen wollte. Die allzu optimistische Botschaft des Bundesrates spricht von Gewissens- und Glaubensfreiheit und erklärt, dass diese Freiheit das Schwergewicht auf die individualrechtlichen Aspekte der Religionsfreiheit legt, „auf Kosten der Garantie des religiösen Friedens, die heute nicht mehr im gleichen Mass gefährdet erscheint wie in der Vergangenheit“.
 Deshalb garantiert sie lediglich die verschiedenen Rechte, ohne sich mit den Hindernissen aufzuhalten, die sich der Verwirklichung dieser Rechte entgegenstellen, und erwähnt nicht die Kirchengerichtsbarkeit oder die Friedhöfe.

Wenn die Beziehungen zwischen Katholiken, Protestanten und Staat herzlicher geworden sind, so muss sich die Schweiz nun mit Neuankömmlingen auf dem Religionsmarkt auseinander setzen. Es handelt sich um Sekten, deren Gefährlichkeit sich insbesondere nach den Massakern deutlich zeigte, die im Oktober 1994, im Dezember 1995 und im März 1997 vom 1984 in Genf gegründeten Orden des Sonnentempels in drei Ländern verübt wurden: in der Schweiz, in Kanada und Frankreich. Abgesehen von diesen Sekten gibt es nun das Problem, das sich mit der islamischen Gemeinschaft stellt, denn diese hat in den letzten vier Jahrzehnten ein Schwindel erregendes Wachstum erlebt und sich von 16 353 im Jahre 1970 auf 310 807 im Jahre 2000 vergrößert, wobei die „Sans-papiers“ („Papierlosen“) gar nicht mitgerechnet sind, deren Zahl man nicht kennt.

Die Streichung der oben genannten Vorschriften der Schweizer Verfassung hat gewiss einen formalen Charakter. Tatsächlich ist es den Verfassungsautoren nie eingefallen, das Standesamtsregister abzuschaffen, das religiöse Ehehindernis wieder einzuführen, die Religionsfreiheit zu beseitigen, Gerichte zuzulassen oder den Gemeinschaften die Friedhöfe zurückzugeben, die sie vor 1874 verwaltet hatten. Doch aufgrund der sich gegenwärtig stellenden Probleme halten wir es für wichtig, in der einen oder anderen Form diese Vorschriften wieder in die neue Verfassung einzuführen. In der Zwischenzeit muss man dafür sorgen, dass der Geist dieser Vorschriften respektiert wird. Mit den Zugeständnissen, die verschiedene Kantone bei den Friedhöfen gemacht haben, und mit dem Entwurf über die rituelle Schlachtung, den der Bundesrat durchbringen wollte, ist zu befürchten, dass wir uns in der Phase eines Abbaus der Errungenschaften des Laizismus in der Schweiz befinden, was im Namen einer falsch verstandenen Toleranz erfolgt.

Die Bürger des Westens haben das Recht zu verlangen, dass die innerhalb ihrer Grenzen wohnenden Muslime ihre Gesetze achten, und sie müssen sehr umsichtig auf jede gegen den Laizismus verstoßende Forderung dieser Gemeinschaft reagieren. Sie sollten denen ihre Staatsbürgerschaft nicht gewähren, die ihre eigenen religiösen Vorschriften als den staatlichen Vorschriften überlegen ansehen. Gewiss darf man von einem Muslim nicht verlangen,

Schweinefleisch zu essen oder Wein zu trinken, damit er eingebürgert werden kann. Aber man hat das Recht, von ihm die Achtung der Grundprinzipien zu verlangen, wozu etwa die Religionsfreiheit und die sich daraus ergebenden Vorschriften gehören. Eine derartige Prinzipienstrenge ist auch in Bezug auf die politischen Asylbewerber einzuhalten. Im Artikel 2 der Flüchtlingskonvention heißt es: „Jeder Flüchtling hat gegenüber dem Land, in dem er sich befindet, Pflichten, zu denen insbesondere die Verpflichtung gehört, die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften sowie die zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung getroffenen Maßnahmen zu beachten.“
Wir können hier nicht alle Probleme hervorheben, die in den Beziehungen zwischen Muslimen und Nichtmuslimen in der Schweiz auftreten. Sowohl im Interesse der Schweiz als auch der Muslim muss dies besondere Aufmerksamkeit verdienen. Die Schweiz hat das Recht, dass ihre Gesetze beachtet werden, und die Muslime müssen es vermeiden, Opfer der Fremdenfeindschaft zu werden, indem sie keine Forderungen stellen, die im Widerspruch zum Schweizer System stehen. Ich beschränke mich hier auf drei Elemente.

Vor allem geht es um die Ehe. Die Mischehe kann auf kultureller Ebene ein bereicherndes Element, aber auch eine Quelle von Problemen sein. Oft sind Ehepaare nicht informiert, was sie erwartet, und gerade auf dieser Ebene stehen die islamischen Vorschriften in Konflikt mit den Schweizer Vorschriften: mit dem Recht zu heiraten, ohne die Religion wechseln zu müssen, dem Recht, die Religion seiner Kinder auszuwählen, und dem Recht dieser Kinder, ihre Religion zu wechseln. Meine Erfahrung zeigt mir, dass christliche Frauen, die Muslime heiraten, oft ihre Religion aufgeben oder sich wenigstens mühelos damit abfinden, dass ihre Kinder zu Muslimen werden. Hierbei hat die Schweiz das Recht, eine Haltungsänderung von der islamischen Gemeinschaft zu verlangen.

Zweitens sind Friedhöfe ein Abbild der Gesellschaft und der Ansichten, die die einen von den anderen haben. Glücklicherweise haben sich Katholiken und Protestanten bereit gefunden, auf diesem Gebiet nachzugeben. Die Muslime berufen sich auf den Präzedenzfall der Juden und verlangen eigene Friedhöfe oder von den anderen Gemeinschaften getrennte eigene Abteilungen. Die tieferen Gründe für diese Forderung können nicht akzeptiert werden (vor allem die Weigerung, sich neben einem Ungläubigen begraben zu lassen). Die Kantone, die den Muslimen eigene Friedhöfe bewilligten, haben einen schweren Fehler begangen.

Schließlich geht es um die Frage der Anerkennung der religiösen Gemeinschaften. Jeder Kanton hat sein eigenes System. Manche räumen einigen Gemeinschaften Privilegien ein und anderen nicht. Sie gewähren bestimmten derartigen Gemeinschaften den Status einer juristischen Person öffentlichen Rechts. In manchen Kantonen gibt es die Trennung zwischen Staat und Kirche, wie etwa in Neuenburg und Genf. Meiner Ansicht nach muss jede Gemeinschaft das Recht haben, sich auf gleichberechtigter Grundlage zu organisieren und behandelt zu werden. Ich meine, dass es in dieser Hinsicht nicht zweckmäßig ist, diesen Gemeinschaften den Status einer juristischen Person öffentlichen Rechts zu gewähren. Die Religion ist eine Sache der persönlichen Überzeugung, und es steht den Einzelnen frei, sich wie für jede gesellschaftliche Tätigkeit in einem privatrechtlichen Verein zu organisieren. All diese Gemeinschaften müssen dem Gesetz unterworfen sein, und keine darf über dem Gesetz stehen. Der Staat muss in dieser Hinsicht ihren Religionsunterricht, ihre Veröffentlichungen und Predigten kontrollieren. Die Moscheen, die Kirchen und die Synagogen müssen für die Öffentlichkeit zugänglich sein. Dies ermöglicht eine bessere gegenseitige Kenntnis und eine größere Transparenz in den zwischenmenschlichen Beziehungen.

Zusammenfassung: Für die Muslime bedeuten die Menschenrechte Herausforderungen in zahlreichen Lebensbereichen, denn das islamische Recht ist ein allumfassendes Recht. Der Beitrag macht besonders auf fünf Bereiche aufmerksam: Religionsfreiheit, Ungleichheit zwischen Mann und Frau, Ungleichheit zwischen Muslimen und Nichtmuslimen, die Härte der islamischen Vorschriften und schließlich die Sklaverei, die immer noch nostalgische Befürworter hat. Die aufgeworfenen Fragen führen sowohl in den islamischen als auch in den nichtislamischen Ländern zu Auseinandersetzungen, in denen man seine Besorgnis über den Aufschwung des islamischen Fundamentalismus und die Verletzung der Menschenrechte äußert. Manche wollen schlicht und einfach zum islamischen Recht zurückkehren, andere möchten hingegen jene islamischen Vorschriften ausschließen, die problematisch erscheinen, indem sie diese im Zusammenhang mit deren historischem Kontext sehen, und schließlich gibt es jene, die den Status quo aufrechterhalten wollen. Im Westen befürworten manche den Dialog mit den Muslimen, andere sind der Ansicht, dass man zu rechtlichen Maßnahmen greifen müsse. Diesen Weg hat die Schweiz gewählt, um die Beziehungen zwischen Katholiken, Protestanten und Staat zu regeln.

Summary: For Muslims human rights imply challenges in numerous areas of life since Islamic law is an all-embracing law. The contribution draws attention to five areas in particular: freedom of religion, inequality between men and women, inequality between Muslims and non-Muslims, the severity of Islamic regulations, and finally slavery which still has nostalgic advocates. In Islamic as well as non-Islamic countries the questions raised lead to disputes in which people express their concern about the upsurge of Islamic fundamentalism and the violation of human rights. Some people purely and simply want to revert to Islamic law, whereas others would like to exclude Islamic regulations which appear to be problematic by viewing them in connection with their historical context. Finally, there are those who want to maintain the status quo. In the West some people are in favor of dialoguing with Muslims while others are of the opinion that one must resort to legal measures. Switzerland has chosen this path to regulate the relationships between Catholics, Protestants and the state.
Aus dem Franzosischen von Ulrich Kunzmann
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� Der Autor ist am Schweizerischen Institut für Rechtsvergleichung in Lausanne tätig. Er übernimmt die alleinige Verantwortung für die hier geäußerte Meinung.


� Die im Text und in den Anmerkungen ohne weitere Angaben in Klammern gesetzten Zahlen verweisen auf den Koran.


� Moïse Maïmonide (Moses Maimonides), Le livre de la connaissance („Buck der Erkenntnis“), übers. von Valentin Nikiprowetzky und André Zaoui, Paris 1961, 97-98.


� Lev 20,10; Dtn 22,22-24.


� Mt 5,38-39.


� Gaius, Institutes („Institutionen“), übers. von Julien Reinach, Paris 21965, I.3.


� So etwa erinnert das vom Koran vorgesehene Widervergeltungsrecht (2,178-179 und 5,45) an das von der Bibel vorgeschriebene (Ex 21,23-25; Lev 9,17-22 und 24,17-20; Dtn 19,21).


� Lev 20,10; Dtn 22,22-24.


� Siehe: Muslim, Bericht (Hadith) 3212; Al-Tirmidhi, Bericht 3157; Abu-Dawud, Berichte 3857 und 3858; Ibn-Madja, Bericht 2548; Ahmad, Berichte 2250, 4437 und 17794.


� 'Abd-al-Qadir 'Odah, Al-islam wa-awda'una al-qanuniyyah, Kairo 5 1 977, 62.


� Muhammad Mitwalli A1-Sha'rawi, Qadaya islamiyyah, Beirut/Kairo 1977,35-39.


� Al-Sha'rawi, Qadaya (Anm. 11), 28-29.


� Das gilt für den Sudanesen Mahmud Muhammad Taha, der am 18. Januar 1985 gehängt wurde, für den Ägypter Rashad Khalifa, der am 31. Januar 1990 in Tucson ermordet wurde, und für den Ägypter Faradj Fodah, der am 8. Juni 1992 ermordet wurde.


� Das betrifft den Ägypter Nasr Abu-Zayd, der in die Niederlande emigrierte, nachdem das ägyptische Kassationsgericht am 5. August 1996 die Trennung von seiner Frau wegen Apostasie aufgrund seiner Schriften bestätigt hatte.


� So etwa Muhammad Said Al-Ashmawi, dessen Schutz im März 2004 aufgehoben wurde.


� Die arabisch-islamische Welt hat mehrere Erklärungen zu den Menschenrechten erarbeitet.


Einige derartige Erklärungen streben eine Übereinstimmung mit dem islamischen Recht an. Der Leser findet eine vollständige Übersetzung von elf Erklärungen in meinem Werk: Les musulmans (Anm. l), Anhang 1-1 1,462-522.


� Text in: http://admi.net/jo/20040317/MENX0400001L.html; Stand 14.8.2006. Vgl. auch die Debatte in der Nationalversammlung, in: http://www.assemblee-nationale.fr/12/dossiers/laicite. asp; Stand 14.8.2006.


� Vgl. den Brief, den Al-Qaradawi an den französischen Präsidenten geschickt hat: http://www.flwi.ugent.be/cie/CIE /qaradawil.htm; Stand 14. K2006.


� Vgl. insbesondere meinen Artikel: Liberté religieuse e apostasie dans l'islam („Religionsfreiheit und Apostasie im Islam“), in: Praxis juridique et religion 3 (1986) 43-76.
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